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«Bei jedem Klopfen an der Tür
dachtenwir, es seiendieTaliban.»
ShabnamSimia sitzt amEsstisch
in ihrer Wohnung in Winterthur
und schildert,wie sie und ihrEhe-
mann im Sommer 2021 die Tage
nach der Machtübernahme der
Taliban erlebten.

Das Paar wollte schon vorher
flüchten, als die Taliban immer
weiter Richtung Kabul vorrück-
ten. Der erste Versuch scheitert.
Zehn Tage nach der Machtüber-
nahmederTalibanversuchen sie
es erneut.Mithilfe von Freunden
überqueren sie die inzwischen
geschlosseneGrenze zuPakistan.
Diesmal klappt es. Die beiden er-
halten auf der Schweizer Bot-
schaft in Islamabad ein Visum.

Die Umstände der Flucht sor-
gen für Schlagzeilen: Involviert
ist die PEN-Vereinigung, die sich
fürverfolgteAutorinnen undAu-
toren einsetzt. Shabnam Simias
Ehemann ist Journalist. Verfol-
gungdroht aberauch seinerFrau:
Die 37-jährige Juristinwarvorder
Machtübernahme der Taliban
Staatsanwältin bei der General-
staatsanwaltschaft und Expertin
für terroristische Straftaten. Sie
ermittelte gegen die Taliban.

Die SchweizerBehörden aner-
kennen,dass ShabnamSimiaund
ihr Ehemann politisch verfolgt
sind: Sie erhalten Asyl, noch be-
vor das Staatssekretariat für Mi-
gration (SEM) im Sommer 2023
die Praxis für Afghaninnen än-
dert. Seit dieser Praxisänderung
bekommen die meisten Frauen
aus Afghanistan Asyl statt nur
einer vorläufigen Aufnahme –
auch jene, die nicht Staatsanwäl-
tinnen oder Journalistinnen sind.

Nun fordert die SVP mit Vor-
stössen inNational- und Stände-
rat, dass derBundesrat dies rück-
gängig macht. Die neue Praxis
könnte eine Sogwirkung aus-
lösen, argumentiert sie. Und sie
untergrabe «die Bemühungen
Europas, die Asylkrise endlich in
denGriff zu bekommen».Die FDP
hat die Praxisänderung ebenfalls
kritisiert. Aus der Mitte-Partei
gibt esvor allemKritik daran,wie
das SEM die Sache handhabte.
Manbezweifelt, dass eine formel-
le Praxisänderung nötig war.

Bei Protest droht ihnen
Gefängnis, Folter, Tod
Shabnam Simia erstaunt diese
Diskussion. «Zweifeln die Leute
im Parlament daran, dass afgha-
nische Frauen einen Fluchtgrund
haben?», fragt sie. Bevor sie
Staatsanwältin wurde, arbeitete
Simia in Kabul an einem Gesetz
gegen Diskriminierung und Ge-
walt an Frauenmit. Es ist inzwi-
schen hinfällig.

«Die Frauen in Afghanistan
haben alle Rechte verloren», sagt
Simia. Sie hat Freundinnen in
Afghanistan, die heimlich junge
Frauen unterrichten, weil diese
von den Taliban von den höhe-
ren Schulen ausgeschlossen
wurden. Frauen dürfen nicht ar-
beiten. Sie dürfen keine öffentli-
chen Orte aufsuchen. Sie haben
kaum Zugang zur Gesundheits-
versorgung. Bei Protest droht ih-
nen Gefängnis, Folter und Tod.

Simia bittet die Parlaments-
mitglieder, sich für einen Mo-
ment in die Lage dieser Frauen
zu versetzen. «Kann man so le-

ben?», fragt sie leise. Auch das
SEM sieht Afghaninnen einer
«flüchtlingsrelevanten Verfol-
gung» ausgesetzt. Am Donners-
tag hat es erklärt, weshalb es im
Sommerdie Praxis geändert hat.
Kurz vor Beginn der Winterses-
sion, in der das Parlament über
die Vorstösse entscheidet. Vize-
direktor Claudio Martelli sagt:
«Wirhaben unseren gesetzlichen
Auftrag wahrgenommen.»

Die Kriterien für Asyl sind im
Gesetz festgelegt, basierend auf
der Flüchtlingskonvention, auf
die sich die Staaten geeinigt ha-
ben. Das SEMmuss entscheiden,
ob eine Person die Kriterien
erfüllt. Es analysiert laufend die
Situation in den Herkunftslän-
dern und legt eine Praxis fest, die
gewährleistet, dass alle gleich be-
handelt werden. Dabei berück-
sichtigt es die Praxis andererLän-
der und die Empfehlungen der
europäischen Asylagentur.

Im Fall von Afghanistan ist
das SEM zum Schluss gekom-

men, dass Frauen die Asyl-
kriterien erfüllen. Deshalb wer-
den Afghaninnen – anders als
Afghanen – nun in der Regel
nicht bloss vorläufig aufgenom-
men, sondern als Flüchtlinge an-
erkannt. Seit derMachtübernah-
me der Taliban habe sich die Si-
tuation der Frauen undMädchen
in Afghanistan kontinuierlich
verschlechtert, sagt das SEM.
Ihre Grundrechte seien massiv
eingeschränkt. Frauen aus Af-
ghanistan könnten sowohl als
Opfer einer diskriminierenden
Gesetzgebung als auch einer re-
ligiösmotiviertenVerfolgung be-
trachtet werden.

Darf sich das Parlament
einmischen?
Doch nun will das Parlament in
dieser Frage mitreden. Darf es
das? Kritiker sehen die Gewal-
tenteilung verletzt: Das Parla-
ment hat dieAufgabe,Gesetze zu
erlassen – und nicht, über deren
Anwendung zu bestimmen.

Trotzdem darf es fordern, dass
die Praxisänderung rückgängig
gemachtwird.Vorstösse sind zu-
lässig, solange das Parlament
nicht auf eine Verwaltungsver-
fügung – etwa einen Asylent-
scheid – für eine bestimmte
Person einwirken will. Die Ab-
sicht des Gesetzgebers sei gewe-
sen, nur diesen Fall für unzu-
lässig zu erklären, sagt Andreas
Glaser, Staatsrechtsprofessor an
der Universität Zürich.

Stimmen SVP, FDP und eini-
ge Mitte-Vertreter zu, könnten
dieVorstösse angenommenwer-
den. Was geschieht dann? Der
wahrscheinlichste Fall: Der Ent-
scheid ändert nichts. Der Bun-
desrat erhält damit den Auftrag,
die Praxisänderung rückgängig
zu machen. Er kann sich aber
weigern, diesen Auftrag direkt
umzusetzen, und demParlament
stattdessen eine Rechtsänderung
vorschlagen. Fraglich ist aller-
dings, was deren Inhalt sein
könnte.

Klar ist: Den Flüchtlingsbegriff
darf das Parlament nicht
einschränken, etwa durch eine
Spezialregelung für Afghanin-
nen. «Das Parlament muss sich
ansVölkerrecht halten», sagt Al-
berto Achermann, Professor für
Migrationsrecht an der Univer-
sität Bern. Geändert werden
könnten die Zuständigkeiten.
Das sei aber wenig realistisch,
sagt Stefan G. Schmid, Professor
fürVerfassungsrecht an derUni-
versität St. Gallen. «Es wäre
kaum zielführend,wenn das Par-
lament künftig dafür zuständig
wäre, dieAsylpraxis für einzelne
Länder festzulegen.»

Gericht dürfte
SEM-Entscheid stützen
Setzt der Bundesrat den Auftrag
direkt um, weist er das SEM
an, die Praxisänderung rückgän-
gig zu machen. Afghaninnen,
die danach nur vorläufig aufge-
nommenwerden, könnten beim
Bundesverwaltungsgericht Be-
schwerde einreichen. Kommt
dieses zum Schluss, dass sie die
Asylkriterien erfüllen, muss das
SEM die Praxis erneut ändern.
Bei seinem Entscheid wäre das
Gericht nicht an dasAnliegen des
Parlaments gebunden, solange
dieses nicht im Gesetz stehe, sa-
gen die Rechtsexperten.

Wie aber würde es entschei-
den? Laut Alberto Achermann
hat das Gericht in ständiger
Rechtsprechung anerkannt, dass
Personen allein aufgrund des
Geschlechts als Flüchtlinge an-
erkannt werden können, wenn
ihnen aufgrund dieser Eigen-
schaft ernsthafte Nachteile dro-
hen – ohne spezifischeAktivitä-
ten der Verfolgten. Das sei auch
die Praxis in anderen europäi-
schen Ländern.Achermann hält
es daher für «sehr wahrschein-
lich», dass das Gericht zum
Schluss käme, Afghaninnen sei
Asyl zu gewähren.

Die SVP und die FDP kritisie-
ren die neue Praxis vor allemmit
Blick auf Afghaninnen, die in
einem Drittstaat wie dem Iran
oderPakistan lebten, bevor sie in
die Schweiz kamen.Das könne er
ein Stück weit nachvollziehen,
sagt Achermann – zumindest bei
Frauen, die während Jahren rela-
tiv unbehelligt im Iran gelebt hät-
ten. Das SEM betont, es prüfe
jeden Einzelfall. Den Iran, Pakis-
tan und die Türkei erachtet es
jedoch nicht als sichere Drittstaa-
ten, weil afghanischen Bürgern
dort dieAbschiebung nachAfgha-
nistan droht. Ohnehin müssten
die Staaten einer Rückführung
aus der Schweiz zustimmen.

Eine Sogwirkung hat das SEM
laut Claudio Martelli wegen der
Praxisänderung bisher nicht
festgestellt. Es rechnet auch
künftig nicht damit: Viele Län-
der folgten den Empfehlungen
der europäischen Asylagentur,
darunter Schweden, Dänemark,
Finnland, Spanien, Frankreich,
Italien,Österreich, Deutschland,
Belgien und Portugal.

Auch Shabnam Simia, die ge-
flohene Juristin in Winterthur,
versteht die Sorge vor dem Pull-
Effekt nicht. Diewenigsten Frau-
en könnten Afghanistan verlas-
sen, sagt sie. Für jene, die es
schafften, sei es nicht leicht. «Als
Flüchtling muss manwieder bei
null anfangen.»

«Sie haben alle Rechte verloren»
Streit um Asylpraxis Soll die Schweiz Afghaninnen Asyl gewähren? Mit dieser Frage beschäftigt sich demnächst das Parlament.
Was die geflüchtete afghanische Juristin Shabnam Simia darüber denkt – und was geschieht, wenn das Parlament dazu Nein sagt.

«Das Parlament
muss sich
ans Völkerrecht
halten.»
Alberto Achermann
Migrationsrechtsprofessor

«Zweifeln die Leute im Parlament daran, dass afghanische Frauen einen Fluchtgrund haben?»: Shabnam Simia in Winterthur. Foto: Seraina Boner


